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Satzung 

über die Herstellung von Garagen, Stellplätzen und Fahrradabstellplätzen des 

Marktes Holzkirchen 

(Garagen, Stellplatz- und Fahrradabstellplatzsatzung) 

 

Der Markt Holzkirchen erlässt aufgrund von Art. 23 der Gemeindeordnung für den Freistaat 

Bayern (GO) in der Fassung der Bekanntmachung vom 22. August 1998 (BayRS 2020-1-1-I, 

GVBl. S. 796), zuletzt durch § 2 des Gesetzes vom 9. Dezember 2024 (GVBl. S. 573) geändert 

und Art. 81 Abs. 1 Nrn. 1, 4 und 5 der Bayerischen Bauordnung in der Fassung der 

Bekanntmachung vom 14. August 2007 (BayRS 2132-1-I, GVBl. S. 588), die zuletzt durch die 

§§ 4 und 5 des Gesetzes vom 25. Juli 2025 (GVBl. S. 254) geändert worden ist, folgende 

Satzung:  

 

§ 1 

Geltungsbereich 

1. Die Vorschriften dieser Satzung gelten für das gesamte Gemeindegebiet (räumlicher 
Geltungsbereich). 

 
2. Diese Satzung regelt die Pflicht zur Herstellung von Stellplätzen, wenn eine Anlage errichtet 

wird, bei der ein Zu- oder Abfahrtsverkehr zu erwarten ist oder wenn durch die Änderung 
oder Nutzungsänderung einer Anlage ein zusätzlicher Bedarf zu erwarten ist. 
Ausgenommen sind Nutzungsänderungen, Dachgeschossausbauten und Aufstockungen 
von Wohngebäuden, wenn sie zu Wohnzwecken erfolgen, sowie der Einbau weiterer 
Wohneinheiten unter den Voraussetzungen des Art. 57 Abs. 1 Nr. 18 BayBO (sachlicher 
Geltungsbereich). 

3. Abweichende und weitergehende Festsetzungen in bestehenden oder künftigen 
Bebauungsplänen bleiben unberührt. 

 

§ 2 

Erfüllung der Stellplatzherstellungspflicht und  
Pflicht zur Herstellung und Bereithaltung von Fahrradabstellplätzen 

1. Bei der Errichtung, Änderung oder Nutzungsänderung von baulichen Anlagen, deren 
Nutzung einen Zu- und Abfahrtsverkehr erwarten lässt, sind Stellplätze in ausreichender 
Zahl und den Anforderungen dieser Satzung entsprechend herzustellen und bereitzuhalten. 
Dieser Verpflichtung kann in Form der Errichtung von Stellplätzen, Stellplätzen mit 
Schutzdächern (Carports) und/oder Garagen nachgekommen werden. 

2. Die Stellplätze müssen bei Bezugsfertigkeit der pflichtigen baulichen Anlagen fertiggestellt 
und benutzbar sein. 

SATZUNG 
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3. Bei der Errichtung von baulichen Anlagen, deren Nutzung einen Zu- und Abfahrtsverkehr 
mit Fahrrädern erwarten lässt, sind Fahrradabstellplätze in ausreichender Zahl herzustellen 
und bereitzuhalten.  

4. Die Fahrradabstellplätze sind zusammen mit den baulichen Anlagen bis zur Aufnahme der 
Nutzung des Bauvorhabens herzustellen und müssen dauerhaft zur Verfügung stehen. 

5. Die Stellplätze sind auf dem Baugrundstück oder auf einem geeigneten Grundstück in der 
Nähe des Baugrundstücks herzustellen. Bei Herstellung der Stellplätze auf einem 
geeigneten Grundstück in der Nähe des Baugrundstücks ist dessen Benutzung für diesen 
Zweck gegenüber dem Rechtsträger der Bauaufsichtsbehörde rechtlich zu sichern. 

 

§ 3 

Anzahl der Stellplätze 

1. Die Zahl der notwendigen Stellplätze im Sinn des Art. 47 Abs. 2 Satz 1 und 2 BayBO 
bemisst sich nach der Anlage 1 zu dieser Satzung (Stellplatzbedarf). Die Anlage 1 ist 
Bestandteil dieser Satzung. Ist eine Nutzung nicht in dieser Anlage aufgeführt oder 
übersteigt der Stellplatzbedarf nach Anlage 1 den Stellplatzzahlen der Garagen- und 
Stellplatzverordnung (GaStellV) in ihrer jeweilig aktuellen Fassung, so ist die Zahl der 
notwendigen Stellplätze nach der aufgrund des Art. 47 Abs. 2 Satz 1 BayBO erlassenen 
Rechtsverordnung (GaStellV) zu ermitteln.  

2. Der Markt verfolgt im Rahmen seiner Bauleitplanung, das städtebauliche Ziel, verbilligten 
Wohnraum zu schaffen und durch städtebauliche Verträge zu sichern. Die Anzahl der 
notwendigen Kfz-Stellplätze nach § 3 Abs. 1 dieser Satzung kann bei solchen 
Wohnbauvorhaben vom Markt um 25 % verringert werden,  

a) wenn für die Baumaßnahme in einem städtebaulichen Vertrag rechtlich gesichert ist, 
dass die herzustellenden Wohnungen dauerhaft vermietet werden und einer mindestens 20-
jährigen Mietpreisbindung unterliegen, bei welcher die ortsübliche Miete* um mindestens 
25% unterschritten wird oder 

b) wenn die Baumaßnahme im Rahmen eines Konzeptvergabeverfahrens der 
Marktgemeinde Holzkirchen als Bestandteil der Bewerbungsbedingungen ermöglicht oder 
gefordert wird oder 

c) wenn für die Baumaßnahme in einem städtebaulichen Vertrag rechtlich gesichert ist, dass 
die herzustellenden Wohnungen von Baugenossenschaften errichtet werden 

* die ortsübliche durchschnittliche Miete für das Gemeindegebiet Holzkirchen beträgt zum 
01.01.2021 13,00 € / m² Wohnfläche und ist gemäß Verbraucherpreisindex Bayern des 
Landesamtes für Statistik für Wohnungsmieten jährlich zu indizieren. Der Antragsteller hat 
hierüber den Nachweis zu führen.  

3. Bei Vorhaben mit unterschiedlichen Hauptnutzungsarten, sind die jeweiligen Richtzahlen 
getrennt zu ermitteln. Betrieblich erforderliche Nebennutzungen werden der Hauptnutzung 
zugeordnet. 

4. Für Nutzungen auf einem Grundstück, die sich zeitlich nicht überschneiden, kann die 
Mehrfachnutzung vorhandener oder zu schaffender Stellplätze zugelassen werden. Dies gilt 
entsprechend auch für Nutzungen unmittelbar benachbarter Anlagen. Bei Anlagen mit 
verschiedenartiger Nutzung ist der Stellplatzbedarf für alle Nutzungsformen getrennt zu 
ermitteln und zu addieren. 
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5. Für Wohnanlagen und Anlagen mit unterschiedlichen Nutzungen muss für jede Wohnung 
und für jede Nutzung auf Dauer die notwendige Zahl von Stellplätzen zur Verfügung stehen; 
die Stellplätze dürfen nicht zweckfremd benutzt werden. 

6. Bei Anlagen mit regelmäßigem Zu- und Auslieferverkehr ist eine ausreichende Zahl von 
Stellplätzen für Lastkraftwägen herzustellen. Das gilt sinngemäß für Anlagen, bei denen ein 
Besucherverkehr durch Omnibusse zu erwarten ist. 

 

§ 4 

Reduktion der Kfz-Stellplatzzahl für Wohnnutzungen aufgrund eines Mobilitätskonzeptes 

ab 10 Wohneinheiten im Hauptort Holzkirchen 

1. Zur Sicherung des städtebaulichen Zieles der Bauleitplanung, günstigen Wohnraum zu 
schaffen, kann mit der Planung, Realisierung und Sicherung eines Mobilitätskonzeptes eine 
Reduktion der erforderlichen Stellplätze für Mehrfamilienhäuser ab 10 Wohneinheiten 
(Gesamtmaßnahme) im Hauptort von Holzkirchen, gemäß Anlage 2 erfolgen. Dabei kann 
sich die gemäß § 3 Abs. 1 und 2 dieser Satzung i.V.m. der Anlage 1 ermittelte Gesamtzahl 
der Kfz-Stellplätze nochmals verringern.  

Die Kriterien für Reduktionsmöglichkeiten und Berechnungsgrundlagen sind im Formblatt 
„Antrag Mobilitätskonzept Holzkirchen“ angeführt. 

2. Bei Vorlage eines Mobilitätskonzeptes durch den Bauantragsteller prüft die Marktgemeinde 
Holzkirchen, ob und wenn ja, welche Reduzierung der Stellplätze angesetzt werden kann; 
die Entscheidung darüber liegt im Ermessen der Marktgemeinde Holzkirchen. Die Konzepte 
werden Gegenstand der baurechtlichen Entscheidung und sind als Teil des 
Stellplatznachweises Bestandteil der Baugenehmigung bzw. einer Freistellung. 

3. Für eine Reduzierung der erforderlichen Stellplätze aufgrund eines Mobilitätskonzeptes ist 
in der Regel erforderlich, dass die Umsetzung, der Erhalt und der Betrieb des 
Mobilitätskonzeptes nach den Maßgaben der Marktgemeinde Holzkirchen für einen 
Zeitraum von mindestens 20 Jahren rechtlich verbindlich über einen städtebaulichen Vertrag 
gesichert wird und auch über die Eintragung einer Dienstbarkeit im Grundbuch dinglich 
gesichert wird. 

4. Im städtebaulichen Vertrag ist in der Regel auch festzulegen, dass für die Reduktion der 
Stellplätze eine entsprechende Ablösezahlung zu leisten ist, wenn die im Mobilitätskonzept 
genannten Verpflichtungen nicht oder nicht mehr eingehalten werden.  

5. Voraussetzung für eine Stellplatzreduzierung (Ausnutzung des Mobilitätskonzeptes) ist, 
dass es sich nicht um Wohnungen für die eine Bindung nach dem Bayerischen 
Wohnraumförderungsgesetz besteht, handelt. Solche Wohnungen werden nämlich bereits 
durch den Anhang zu § 11 der Garagen- und Stellplatzverordnung berücksichtigt und 
ohnehin mit einem reduzierten Stellplatznachweis geführt. 

 

§ 5 

Anforderungen an die Herstellung  

1. Für Stellplätze in Garagen gelten die baulichen Anforderungen der Verordnung über den 
Bau und Betrieb von Garagen sowie über die Zahl der notwendigen Stellplätze vom 
23.12.2024 in ihrer jeweils gültigen Fassung. 

2. Zwischen Garagen bzw. Carports und öffentlichen Verkehrsflächen müssen Zu- und 
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Abfahrten von mindestens 3 m Länge vorhanden sein. Abweichungen können gestattet 
werden, wenn wegen der Sicht auf die öffentliche Verkehrsfläche keine Bedenken bestehen. 

3. Garagen und Carports bei denen die direkte Zu- und Abfahrt nicht unmittelbar über die 
öffentliche Verkehrsfläche erfolgt, müssen mit einem (seitlichen) Mindestabstand von 1,50 
m zur öffentlichen Verkehrsfläche errichtet werden. Dies dient zum einen für 
Schneeablageflächen und zum anderen als Schutz der Bausubstanz der Garagen bzw. 
Carports selbst. 

4. Im Übrigen sind Stellplätze in ausreichender Größe und in Abhängigkeit der beabsichtigten 
Nutzung herzustellen. 

5. Durch die Stellplätze und ihre Nutzung dürfen keine hohen thermischen und hydrologischen 
Lasten und erhebliche unterdurchschnittliche ökologische sowie wohnklimatische Werte 
entstehen. Es gilt Art. 7 BayBO. 

Insbesondere die Verstärkung lokaler Wärmeinseleffekte sowie die Überflutung oder 
Überschwemmung bei Starkregen durch den Klimawandel erfordern einen sensiblen 
Umgang mit den vorhandenen Grundstücksflächen, sodass eine Versiegelung nur auf das 
unbedingt erforderliche Maß zu beschränken ist und unnötige Bodenversiegelungen 
vermieden werden sollten. Stellplätze erfüllen diese Anforderungen nur unter folgenden 
Voraussetzungen: 

a. Stellplätze sind in wasserdurchlässiger und biologisch aktiver Befestigungsart 
herzustellen (z.B. Pflasterrasen, Schotterrasen, wassergebundene Decke), auf Art. 7 
BayBO wird verwiesen. 

b. Der Standort von Stellplätzen, Carports und Garagen ist so zu wählen, dass diese 
auf kürzestem Weg von der öffentlichen Verkehrsfläche erreicht werden können und 
unnötige Bodenversiegelungen vermieden werden. 

c. Im Rahmen der Anlegung von Stellplätzen, Carports und Garagen ist das natürliche 
Gelände auf dem Baugrundstück zu erhalten, um bei Starkregen den natürlichen 
Wasserverlauf von wildabfließendem Wasser nicht zu sehr zu beeinflussen. 

6. Dächer mit einer Neigung bis zu 20 Grad von Garagen, Carports und Tiefgarageneinfahrten 
sind ganzflächig mit einer Dachbegrünung auszustatten und konstruktiv entsprechend 
auszubilden. Sind technische Anlagen zur Erzeugung von Strom aus solarer 
Strahlungsenergie vorgesehen, ist die Dachbegrünung durchlaufend unter der jeweiligen 
Anlage anzuordnen. 

7. Soweit keine Belange des Ortsbildes und des Denkmalschutzes entgegenstehen, sind 
Fassaden von mehrgeschossigen Garagenanlagen zu begrünen. Dies gilt nicht, soweit 
Fassadenflächen von Anlagen zur Erzeugung solarer Strahlungsenergie beansprucht 
werden. 

 

§ 6 

Gestaltung von Garagen und Carports zur Bewahrung des Ortsbildes 

1. Zur Bewahrung des Ortsbildes sollen Grenzgaragen oder -carports zusammengefasst und 
einheitlich gestaltet werden.  

2. Grenzgaragen und -carports sind in der Regel so anzuordnen, dass auf dem 
Nachbargrundstück profilgleich angebaut werden kann. Eine sägezahnähnliche Dachform 
ist zu vermeiden. Wenn eine Garage oder ein Carport auf dem Nachbargrundstück bereits 
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vorhanden ist, soll hieran profilgleich angebaut werden. 

3. Fassaden mit Riemchen-, Kunststoff-, Metall- oder sonstigen künstlichen 
Plattenverkleidungen sowie rohem Sichtmauerwerk sind unzulässig.  

4. Bei Garagen und Carports mit Satteldächern ist der First über die Längsseite anzuordnen, 
diese sind mit Ziegel oder Betondachpfannen einzudecken. Die Dachneigung und die 
Dachdeckung von Garagen soll der Dachneigung und Dachdeckung eines auf dem 
Grundstück vorhandenen Hauptgebäudes angeglichen werden. Bei Grenzgaragen, die 
giebelständig zur Grenze errichtet werden, darf eine Dachneigung von 30° nicht 
überschritten werden. Bei Garagen und Carports sind auch Flachdächer zulässig. Diese 
sind als begrüntes Dach oder als flaches Solardach auszubilden. Insofern wird auf § 5 Abs. 
6 verwiesen. 

5. Die Errichtung von Zelt-, Klapp-, Faltgaragen oder mobilen Carports ist unzulässig. Die 
Errichtung von Garagen und Carports mit Zeltdächern ist unzulässig. 

6. Für die Gestaltung der Überdachung von Tiefgaragenrampen gelten die vorgenannten 
Bestimmungen sinngemäß und auf § 5 Abs. 6 wird verwiesen. 

 

§ 7 

Abstellplätze für Fahrräder 

1. Bei Errichtung, wesentlicher Änderung oder Nutzungsänderung von Gebäuden oder 
sonstigen baulichen Anlagen sind Fahrradabstellplätze in ausreichender Zahl auf dem 
Baugrundstück herzustellen und bereitzuhalten. Diese Fahrradabstellplätze müssen 
dauerhaft zur Verfügung stehen. 

2. Die Zahl der erforderlichen Fahrradstellplätze ist anhand der in Anlage 1 zu dieser Satzung 
angegebenen Richtzahlen zu ermitteln und ab einer 5 an der ersten Dezimalstelle auf die 
nächsthöhere ganze Zahl aufzurunden. Bei Bauvorhaben mit unterschiedlichen 
Hauptnutzungen sind die jeweiligen Richtzahlen (bezogen auf die verschiedenen 
Nutzungsabschnitte) getrennt zu ermitteln und die jeweiligen Zahlen zu addieren. 

3. Die Zahl der notwendigen Fahrradabstellplätze für alle übrigen Anlagen und Nutzungen, die 
in der Anlage 1 nicht erfasst sind, ist durch sinngemäße Heranziehung einer oder mehrerer 
vergleichbarer Anlagen oder Nutzungen aus der Anlage 1 zu ermitteln. 

4. Bei Nutzungen gem. Anlage 1, Punkte 1, 3, 7.2 und 7.3 sind 10% der erforderlichen 
Fahrradabstellplätze als Flächen für Lastenräder und Fahrradanhänger auszubilden (3 
m²/Lastenrad). Bei Nutzungen gem. Anlage 1, Punkte 4, 5.1 und 5.2 sind 5% der 
erforderlichen Fahrradabstellplätze als Flächen für Lastenräder und Fahrradanhänger 
auszubilden. 

5. Zur Größe und Beschaffenheit von Fahrradabstellplätzen verweist der Markt Holzkirchen auf 
die Empfehlungen in der Anlage 3 zu dieser Satzung. 

 

§ 8 

Ablöse 

1. Der Stellplatznachweis kann durch den Abschluss eines Ablösevertrages zwischen dem 
Bauherrn und dem Markt erfüllt werden. Auf den Abschluss eines Ablösevertrages hat der 
Bauherr keinen Anspruch, vielmehr steht dies im Ermessen des Marktes. 
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2. Im Fall des Abschlusses eines Ablösevertrages hat der Bauherr die Kosten für die 
Herstellung der Stellplätze zu tragen. Der Geldbetrag entspricht den durchschnittlichen 
Herstellungskosten eines Stellplatzes, einschließlich der Kosten des Grunderwerbs. 

Der Ablösebetrag wird pauschal pro Stellplatz wie folgt festgesetzt:  

 Zone I (Ortsteil Holzkirchen, Anlage 2): 25.000 € 

 Zone II (übriges Gemeindegebiet): 15.000 € 

3. Der Geldbetrag für die Ablösung wird vom Markt Holzkirchen für die Herstellung zusätzlicher 
oder die Instandhaltung, die Instandsetzung oder die Modernisierung bestehender 
Parkeinrichtungen einschließlich der Ausstattung mit Elektroladestationen verwendet. Des 
Weiteren kann der Markt Holzkirchen die vereinnahmten Geldbeträge aus der Ablöse für 
den Bau und die Einrichtung von innerörtlichen Radverkehrsanlagen, zur Schaffung von 
öffentlichen Fahrradabstellplätzen und gemeindlichen Mietfahrradanlagen einschließlich der 
Ausstattung mit Elektroladestationen sowie sonstige Maßnahmen zur Entlastung der 
Straßen vom ruhenden Verkehr einschließlich investiver Maßnahmen des öffentlichen 
Personennahverkehrs verwenden. 

 

§ 9 

Abweichungen 

Der Markt Holzkirchen kann in begründeten Ausnahmefällen unter den Voraussetzungen des 
Art. 63 BayBO Abweichungen von Anforderungen dieser Satzung zulassen. 

 

§ 10 

Ordnungswidrigkeiten 

Gemäß Art. 79 Abs. 1 Nr. 1 BayBO kann mit einer Geldbuße bis zu fünfhunderttausend Euro 
belegt werden, wer vorsätzlich oder fahrlässig 

1. Der nach dieser Satzung vorgeschriebenen Erfüllung der Stellplatzherstellungspflicht nicht 
nachgekommen ist (§ 2 der Satzung). 

2. Die nach dieser Satzung erforderlichen Stellplätze zu dem nach § 2 Abs. 2 bestimmten 
Zeitpunkt oder entsprechen § 3 Abs. 1 bestimmten Anzahl nicht fertiggestellt oder benutzbar 
gemacht hat, gleiches gilt für die erforderlichen Fahrradabstellanlagen nach § 2 Abs. 4 i. V. 
m. § 7 Abs. 2; 

3. Entgegen § 5 dieser Satzung die Stellplätze nicht den darin geregelten Anforderungen 
entsprechend hergestellt hat; 

4. Entgegen § 6 dieser Satzung die Garagen und Carports nicht der darin geregelten Gestaltung 
zur Wahrung des Ortsbildes entsprechend errichtet hat. 

 

§ 11  
Inkrafttreten 

Diese Satzung tritt einen Tag nach ihrer Bekanntmachung in Kraft. 
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Gleichzeitig tritt die Satzung zur Regelung der Zulässigkeit und Gestaltung von Stellplätzen, 
Garagen und Fahrradabstellplätzen (i. d. F. der 1. Änderung vom 10.03.2022) außer Kraft. 
 

 

Holzkirchen, 01.10.2025 
Markt Holzkirchen 

Christoph Schmid         

Erster Bürgermeister 

 

 
Anlage 1: Richtzahlen für den Stellplatzbedarf 
Anlage 2: Geltungsbereich Mobilitätskonzept 
Anlage 3: Empfehlungen zu Größe und Beschaffenheit von Fahrradabstellplätzen 
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Anlage 1 zu § 3 Abs. 1 (Kfz-Stellplätze) und § 7 Abs. 2 (Fahrradabstellplätze) 

 
Richtzahlen für den Stellplatzbedarf 

 

Nr.  Verkehrsquelle  
Zahl der erforderlichen  
Kfz-Stellplätze  

Zahl der 
erforderlichen 
Fahrradabstellplätze 
(FabS) 

1.  Wohngebäude 

1.1  Einfamilienhäuser,  
Doppelhäuser, 
Reihenhäuser  

2 Stellplätze je Wohnung,  
bei Mietwohnungen, für die 
eine Bindung nach dem 
Bayerischen 
Wohnraumförderungsgesetz 
besteht, 0,5 Stellplätze 

ab 4 WE siehe 1.2 

1.2 Mehrfamilienhäuser   

 unter 40 m² Wohnfläche 1 je WE, 
bei Mietwohnungen, für die 
eine Bindung nach dem 
Bayerischen 
Wohnraumförderungsgesetz 
besteht, 0,5 Stellplätze 

1 je WE 

 unter 60 m² Wohnfläche 1 je WE, 
bei Mietwohnungen, für die 
eine Bindung nach dem 
Bayerischen 
Wohnraumförderungsgesetz 
besteht, 0,5 Stellplätze 

1 je WE 

 60 m² bis 100 m² 
Wohnfläche 

1,5 je WE, 
bei Mietwohnungen, für die 
eine Bindung nach dem 
Bayerischen 
Wohnraumförderungsgesetz 
besteht, 0,5 Stellplätze 

2 je WE 

 über 100 m² Wohnfläche 2 je WE, 
bei Mietwohnungen, für die 
eine Bindung nach dem 
Bayerischen 
Wohnraumförderungsgesetz 
besteht, 0,5 Stellplätze 

3 je WE 

1.3 Anlagen des betreuten 
Wohnens / 
Altenwohnungen u. 
vergleichbare Wohnformen 

1 Stellplatz je 15 Betten, min. 
2 Stellplätze 

0,5 je WE bzw. 
1 je 15 Betten 
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2.  Gebäude mit Büro-, Verwaltungs- und Praxisräumen 

2.1  
Büro- und 
Verwaltungsräume 
allgemein  

1 Stellplatz je 40 m² NUF1)  1 je 40 m² NUF1)  

2.2  

Räume mit erheblichem 
Besucherverkehr (Schalter-
, Abfertigungs- oder 
Beratungsräume, 
Arztpraxen und dergl.) 

1 Stellplatz, je 30 m² NUF1), 
mindestens 3 Stellplätze 

1 je 30 m² NUF1)  

 
 

  

3.  Verkaufsstätten 

3.1  Läden  

1 Stellplatz je 40 m² 
Verkaufsfläche für den 
Kundenverkehr,  
mindestens 2 Stellplätze je 
Laden 

1 je 60 m² VK  

3.2  

Waren- und 
Geschäftshäuser 
(einschließlich 
Einkaufszentren, 
großflächigen 
Einzelhandelsbetrieben) 

1 Stellplatz je 40 m² 
Verkaufsfläche für den 
Kundenverkehr 

1 je 60 m² VK  

  
  

4.  Versammlungsstätten (außer Sportstätten), Kirchen 

 

Versammlungsstätten von 
überörtlicher Bedeutung (z. 
B. Theater, Kino, 
Vortragssäle, 
Mehrzweckhallen) 

1 Stellplatz je 5 Sitzplätze  1 je 5 Sitzplätze 

   
 

5.  Sportstätten 

5.1 
Sportplätze und 
Sportstadien mit 
Besucherplätzen 

1 Stellplatz je 300 m² 
Sportfläche, zusätzlich 1 
Stellplatz je 15 
Besucherplätze 

1 je 250 m² Sportfläche 
zusätzl. 1 je 5 
Besucherplätze 

5.2 
Turn- und Sporthallen mit 
Besucherplätzen  

1 Stellplatz je 50 m² 
Hallenfläche, zusätzlich 1 
Stellplatz je 15 
Besucherplätze 

1 je 30 m² Hallenfläche, 
zusätzlich 1 je 5 
Besucherplätze 

5.3  Fitnesscenter / Saunen 
1 Stellplatz je 40 m² 
Sportfläche 

1 je 15 m² NUF1) 
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6.  Gaststätten und Beherbergungsbetriebe 

6.1  Gaststätten  
1 Stellplatz je 30 m² 
Gastfläche 

1 je 30 m² 

6.2  

Spiel- und 
Automatenhallen, Billard-
Salons, sonst. 
Vergnügungsstätten, 
Discotheken, Pubs, Tanz- 
und Nachtlokale 

1 Stellplatz je 20 m² NUF1) 
Mindestens 3 Stellplätze 

1 Stellplatz je 20 m² 
NUF1) 

6.3  
Hotels, Pensionen, 
Kurheime und andere 
Beherbergungsbetriebe 

1 Stellplatz je 6 Betten 1 je 20 Betten 

  
  

7.  
Schulen, Einrichtungen der Jugendförderung und Einrichtungen der 
Erwachsenenbildung 

7.1  
Schulen, Berufsschulen, 
Berufsfachschulen  

1 Stellplatz je Klasse, 
zusätzlich 1 Stellplatz je 10 
Schüler über 18 Jahre 

10 je Klassenzimmer 

7.2  
Tageseinrichtungen für 
mehr als 12 Kinder  

1 Stellplatz je 30 Kinder, 
mindestens 2 Stellplätze 

2 je Gruppe, jedoch 
min. 4 

7.3  
Tageseinrichtungen bis zu 
12 Kinder  

1 Stellplatz  min. 4 

  
  

8.  Gewerbliche Anlagen 

8.1  
Handwerks- und 
Industriebetriebe  

1 Stellplatz je 70 m² NUF1) 
oder je 3 Beschäftigte 

1 je 100 m² NUF1) 

8.2  
Lagerräume, -plätze, -
hallen, Ausstellungs-, 
Verkaufsplätze 

1 Stellplatz je 100 m² NUF1) 
oder je 3 Beschäftigte 

1 je 100 m² NUF1) 

8.3  Kraftfahrzeugwerkstätten  
6 Stellplätze je Wartungs- 
oder Reparaturstand 

1 je 4 Wartungs- oder 
Reparaturplätzen  

 

Erläuterungen: 

NUF  Nutzungsfläche 
WE Wohneinheit 
VK Verkaufsnutzfläche 
Stpl. Stellplatz/Stellplätze 
2)  Zusätzlich muss ein Stauraum für mindestens 10 Kraftfahrzeuge vorhanden sein 
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Anlage 2 zu § 4 Abs. 1 und § 8 Abs. 2 
 

Geltungsbereich für Mobilitätskonzeptes  

und 

Zone I Ablösebetrag 
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Anlage 3 zu § 7 Abs. 5 

 

Empfehlungen zu Größe und Beschaffenheit von Fahrradabstellplätzen 

Zur Größe und Beschaffenheit von Fahrradabstellplätzen werden folgende Hinweise und 
Empfehlungen gegeben: 
 
1. Fahrradabstellplätze sollen von der öffentlichen Verkehrsfläche aus ebenerdig oder über 

Rampen oder Treppen mit Rampen gut zugänglich und verkehrssicher erreichbar sein. Die 
Anordnung der Fahrradabstellplätze in unmittelbarer Nähe des Eingangsbereiches des 
Vorhabens wird empfohlen. 

2. Ein Abstellplatz für ein Fahrrad sollte bei ebenerdiger Aufstellung mindestens 1,90 m lang 
und 0,70 m breit sein (vgl. Darstellung). Bei höhenversetzter Anordnung der 
Fahrradabstellplätze genügt eine Breite von 0,50 m, sofern hierfür entsprechende 
Fahrradständer verwendet werden. Jeder Abstellplatz muss von einer ausreichenden 
Bewegungsfläche mit einer Tiefe von mindestens 1,80 m direkt zugänglich sein, auch wenn 
die benachbarten Fahrradabstellplätze belegt sind.  

 
3. Bei Wohngebäuden ab vier Wohneinheiten sind überdachte, umschlossene und 

absperrbare Räume zum Einstellen der Fahrräder in ausreichender Größe herzustellen und 
bereitzuhalten. 40% dieser Stellplätze sind oberirdisch herzustellen (z.B. als Fahrradhaus). 

4. Überdachte und umschlossene Fahrradstellplätze sollten zur öffentlichen Verkehrsfläche hin 
einen Mindestabstand von 1,50 m einhalten. 

5. Bei Nutzungen gemäß Anlage 1, Nrn. 2, 5, 7 und 8 wird empfohlen 50% der erforderlichen 
Fahrradabstellplätze als überdachte Abstellplätze herzustellen. 

6. Fahrradabstellplätze sind mit Fahrradständern auszurüsten, in denen das Vorderrad vorne 
und unten geführt wird, damit das Fahrrad kippsicher und ohne Verformung des Vorderrads 
steht. Die Fahrradständer müssen durch einen langen Anlehnbügel ein einfaches und 
sicheres Anschließen des Fahrradrahmens ermöglichen. Die Fahrradständer sollten für eine 
Reifenbreite von 64mm ausgelegt sein sowie der DIN 79008 entsprechen. Es wird 
empfohlen Doppelstockparker so zu errichten, dass das leichte Einstellen von schweren 
Räder (z.B. eBikes) in die obere Etage möglich ist. 

7. Soweit die Fahrradabstellplätze in Kellern oder Tiefgaragen nachgewiesen werden, muss 
entweder eine ausreichend dimensionierte befahrbare Rampe oder eine Treppe mit 
seitlicher Rampe von mindestens 1,25 m Breite und einer Neigung von max. 10 % 
vorhanden sein. Am unteren Ende der Rampe ist ein ausreichend dimensionierter ca. 2,50 
m langer, waagerechter, überdachter Vorplatz anzuordnen. Verläuft die Fahrradrampe 
unmittelbar parallel zur TG-Rampe, darf die Neigung bis zu 15% betragen. 

8. Für weitere Informationen wird auf die Broschüren des ADFC (Allgemeine Deutsche 
Fahrrad-Club e.V.) verwiesen. 

   1,90 m 

 

       1,80 m 

 

mind. 0,70 m 

bei höhenversetzter  

Anordnung mind. 0,50 m 

 

Bewegungsfläche 

 


